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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1998 Ausgegeben am 30. September 1998 Teil I

158. Bundesgesetz: Änderung des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991, des Ver-
waltungsstrafgesetzes 1991, des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 1991, des
Zustellgesetzes, des Agrarverfahrensgesetzes, des Auskunftspflichtgesetzes, des
Auskunftspflicht-Grundsatzgesetzes, des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985,
des Sicherheitspolizeigesetzes, des Fremdengesetzes 1997, des Handelsgesetz-
buches, des Volksanwaltschaftsgesetzes 1982, des Bundesgesetzes über das
Bundesgesetzblatt 1996, des Verlautbarungsgesetzes 1985 und des Bundes-
straßenfinanzierungsgesetzes 1996
(NR: GP XX AB 1167 S. 119. BR: AB 5676 S. 642.)

158. Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, das
Verwaltungsstrafgesetz 1991, das Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991, das Zustell-
gesetz, das Agrarverfahrensgesetz, das Auskunftspflichtgesetz, das Auskunftspflicht-
Grundsatzgesetz, das Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985, das Sicherheitspolizeigesetz, das
Fremdengesetz 1997, das Handelsgesetzbuch, das Volksanwaltschaftsgesetz 1982, das
Bundesgesetz über das Bundesgesetzblatt 1996, das Verlautbarungsgesetz 1985 und das
Bundesstraßenfinanzierungsgesetz 1996 geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991

Das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, BGBl. Nr. 51, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 471/1995, wird wie folgt geändert:

1. § 3 Z 3 lautet:

„3. in sonstigen Sachen: zunächst nach dem Hauptwohnsitz (Sitz) des Beteiligten, und zwar im
Zweifelsfall des belangten oder verpflichteten Teiles, dann nach seinem Aufenthalt, dann nach
seinem letzten Hauptwohnsitz (Sitz) im Inland, schließlich nach seinem letzten Aufenthalt im
Inland, wenn aber keiner dieser Zuständigkeitsgründe in Betracht kommen kann oder Gefahr im
Verzug ist, nach dem Anlaß zum Einschreiten; kann jedoch auch danach die Zuständigkeit nicht
bestimmt werden, so ist die sachlich in Betracht kommende oberste Behörde zuständig.“

2. § 10 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Beteiligten und ihre gesetzlichen Vertreter können sich, sofern nicht ihr persönliches
Erscheinen ausdrücklich gefordert wird, durch eigenberechtigte natürliche Personen, juristische Personen,
Personengesellschaften des Handelsrechts oder eingetragene Erwerbsgesellschaften vertreten lassen.
Bevollmächtigte haben sich durch eine schriftliche, auf Namen oder Firma lautende Vollmacht
auszuweisen. Vor der Behörde kann eine Vollmacht auch mündlich erteilt werden; zu ihrer Beurkundung
genügt ein Aktenvermerk. Schreitet eine zur berufsmäßigen Parteienvertretung befugte Person ein, so
ersetzt die Berufung auf die ihr erteilte Vollmacht deren urkundlichen Nachweis.“

3. § 13 samt Überschrift lautet:

„Anbringen

§ 13. (1) Anträge, Gesuche, Anzeigen, Beschwerden und sonstige Mitteilungen können, sofern in
den Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmt ist, bei der Behörde schriftlich oder, soweit es der
Natur der Sache nach tunlich erscheint, mündlich oder telephonisch eingebracht werden. Schriftliche
Anbringen können nach Maßgabe der vorhandenen technischen Möglichkeiten auch telegraphisch,
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fernschriftlich, mit Telefax, im Wege automationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen
technisch möglichen Weise eingebracht werden.

(2) Rechtsmittel und Anbringen, die an eine Frist gebunden sind oder durch die der Lauf einer Frist
bestimmt wird, sind schriftlich einzubringen.

(3) Mängel schriftlicher Anbringen ermächtigen die Behörde nicht zur Zurückweisung. Die Behörde
hat vielmehr von Amts wegen unverzüglich deren Behebung zu veranlassen und kann dem Einschreiter
die Behebung des Mangels mit der Wirkung auftragen, daß das Anbringen nach fruchtlosem Ablauf einer
gleichzeitig zu bestimmenden, angemessenen Frist zurückgewiesen wird. Wird der Mangel rechtzeitig
behoben, so gilt das Anbringen als ursprünglich richtig eingebracht.

(4) Weist ein schriftliches Anbringen keine eigenhändige und urschriftliche Unterschrift auf, so kann
die Behörde, wenn sie Zweifel darüber hat, ob das Anbringen von der darin genannten Person stammt,
eine Bestätigung durch ein schriftliches Anbringen mit eigenhändiger und urschriftlicher Unterschrift
auftragen, und zwar mit der Wirkung, daß das Anbringen nach fruchtlosem Ablauf einer gleichzeitig zu
bestimmenden, angemessenen Frist nicht mehr behandelt wird. Mit gleicher Wirkung kann auch die
schriftliche Bestätigung eines mündlichen oder telephonischen Anbringens aufgetragen werden.

(5) Zur Entgegennahme mündlicher oder telephonischer Anbringen ist die Behörde, außer bei Gefahr
im Verzug, nur während der für den Parteienverkehr bestimmten Zeit, zur Entgegennahme schriftlicher
Anbringen nur während der Amtsstunden verpflichtet. Die Amtsstunden und die für den Parteienverkehr
bestimmte Zeit sind bei der Behörde durch Anschlag kundzumachen. Mit Telefax, im Wege automations-
unterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen technisch möglichen Weise eingebrachte Anbringen,
die außerhalb der Amtsstunden bei der Behörde einlangen, gelten erst mit dem Wiederbeginn der
Amtsstunden als bei ihr eingelangt.

(6) Die Behörde ist nicht verpflichtet, Anbringen, die sich auf keine bestimmte Angelegenheit
beziehen, in Verhandlung zu nehmen.

(7) Anbringen können in jeder Lage des Verfahrens zurückgezogen werden.

(8) Der verfahrenseinleitende Antrag kann in jeder Lage des Verfahrens geändert werden. Durch die
Antragsänderung darf die Sache ihrem Wesen nach nicht geändert und die sachliche und örtliche
Zuständigkeit nicht berührt werden.“

4. § 14 samt Überschrift lautet:

„Niederschriften

§ 14. (1) Mündliche Anbringen von Beteiligten sind erforderlichenfalls ihrem wesentlichen Inhalt
nach in einer Niederschrift festzuhalten. Niederschriften über Verhandlungen (Verhandlungsschriften)
sind derart abzufassen, daß bei Weglassung alles nicht zur Sache Gehörigen der Verlauf und Inhalt der
Verhandlung richtig und verständlich wiedergegeben wird.

(2) Jede Niederschrift hat außerdem zu enthalten:
1. Ort, Zeit und Gegenstand der Amtshandlung und, wenn schon frühere darauf bezügliche

Amtshandlungen vorliegen, erforderlichenfalls eine kurze Darstellung des Standes der Sache;
2. Die Bezeichnung der Behörde und die Namen des Leiters der Amtshandlung und der sonst

mitwirkenden amtlichen Organe, der anwesenden Beteiligten und ihrer Vertreter sowie der etwa
vernommenen Zeugen und Sachverständigen;

3. die eigenhändige Unterschrift des Leiters der Amtshandlung.

(3) Die Niederschrift ist den vernommenen oder sonst beigezogenen Personen, wenn sie nicht darauf
verzichten, zur Durchsicht vorzulegen oder vorzulesen; wenn ein technisches Hilfsmittel verwendet
wurde (Abs. 7), kann ihr Inhalt auch auf andere Weise wiedergegeben werden. Der Leiter der
Amtshandlung kann auch ohne Verzicht von einer Wiedergabe absehen; die beigezogenen Personen
können diesfalls bis zum Schluß der Amtshandlung die Zustellung einer Ausfertigung verlangen und
binnen zwei Wochen ab Zustellung Einwendungen wegen behaupteter Unvollständigkeit oder
Unrichtigkeit der Niederschrift erheben.

(4) In dem einmal Niedergeschriebenen darf nichts Erhebliches ausgelöscht, zugesetzt oder verändert
werden. Durchgestrichene Stellen sollen noch lesbar bleiben. Erhebliche Zusätze oder Einwendungen der
beigezogenen Personen wegen behaupteter Unvollständigkeit oder Unrichtigkeit der Niederschrift sind in
einen Nachtrag aufzunehmen und gesondert zu unterfertigen.

(5) Die Niederschrift ist von den beigezogenen Personen durch Beisetzung ihrer eigenhändigen
Unterschrift zu bestätigen; dies ist nicht erforderlich, wenn der Amtshandlung mehr als 20 Personen
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beigezogen worden sind. Unterbleibt die Unterfertigung der Niederschrift durch eine beigezogene Person,
so ist dies unter Angabe des dafür maßgebenden Grundes in der Niederschrift festzuhalten.

(6) Den beigezogenen Personen ist auf Verlangen eine Ausfertigung der Niederschrift auszufolgen
oder zuzustellen.

(7) Die Niederschrift oder Teile davon können unter Verwendung eines technischen Hilfsmittels oder
in Kurzschrift aufgenommen werden. Die Angaben gemäß Abs. 2, die Feststellung, daß für die übrigen
Teile der Niederschrift ein technisches Hilfsmittel verwendet wird, und die Tatsache der Verkündung
eines mündlichen Bescheides sind in Vollschrift festzuhalten. Die Aufzeichnung und die in Kurzschrift
aufgenommenen Teile der Niederschrift sind unverzüglich in Vollschrift zu übertragen. Die beigezogenen
Personen können bis zum Schluß der Amtshandlung die Zustellung einer Ausfertigung der Übertragung
verlangen und binnen zwei Wochen ab Zustellung Einwendungen wegen behaupteter Unvollständigkeit
oder Unrichtigkeit der Übertragung erheben. Wird eine solche Zustellung beantragt, so darf die
Aufzeichnung frühestens einen Monat nach Ablauf der Einwendungsfrist, ansonsten frühestens einen
Monat nach erfolgter Übertragung gelöscht werden.“

5. § 18 Abs. 3 und 4 lautet:

„(3) Erledigungen haben schriftlich zu ergehen, wenn dies in den Verwaltungsvorschriften
ausdrücklich angeordnet ist oder von der Partei verlangt wird. Schriftliche Erledigungen können zugestellt
oder telegraphisch, fernschriftlich oder mit Telefax übermittelt werden. Im Wege automationsunterstützter
Datenübertragung oder in jeder anderen technisch möglichen Weise können schriftliche Erledigungen
dann übermittelt werden, wenn die Partei Anbringen in derselben Weise eingebracht und dieser
Übermittlungsart nicht gegenüber der Behörde ausdrücklich widersprochen hat.

(4) Jede schriftliche Erledigung hat die Bezeichnung der Behörde, das Datum und den Namen des
Genehmigenden zu enthalten. Soweit im folgenden nicht anderes bestimmt ist, haben schriftliche
Erledigungen auch die Unterschrift des Genehmigenden zu enthalten. An die Stelle dieser Unterschrift
kann die Beglaubigung der Kanzlei treten, daß die Erledigung mit dem Erledigungstext des betreffenden
Geschäftsstückes übereinstimmt und das Geschäftsstück die Genehmigung im Sinne des Abs. 2 aufweist;
das Nähere wird durch Verordnung geregelt. Werden schriftliche Erledigungen vervielfältigt, so bedarf
nur das Original der Unterschrift oder der Beglaubigung. Schriftliche Erledigungen, die mittels
automationsunterstützter Datenverarbeitung erstellt worden sind oder die telegraphisch, fernschriftlich,
mit Telefax, im Wege automationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen technisch
möglichen Weise übermittelt werden, bedürfen weder einer Unterschrift noch einer Beglaubigung.“

6. Im § 20 entfallen die Absatzbezeichnung „(1)“  und Abs. 2.

7. Im § 34 Abs. 2 wird der Betrag „1 000 S“ durch den Betrag „10 000 S“ ersetzt.

8. Im § 35 wird der Betrag „1 000 S“ durch den Betrag „10 000 S“ ersetzt.

9. § 36 Abs. 2 lautet:

„(2) Gegen den Bescheid, mit dem eine Ordnungs- oder Mutwillensstrafe verhängt wird, ist
Berufung an den unabhängigen Verwaltungssenat zulässig, der durch Einzelmitglied zu entscheiden hat.“

10. § 37 wird folgender Satz angefügt:

„Nach einer Antragsänderung (§ 13 Abs. 8) hat die Behörde das Ermittlungsverfahren insoweit zu
ergänzen, als dies im Hinblick auf seinen Zweck notwendig ist.“

11. § 39 Abs. 2 wird durch folgende Absätze ersetzt:

„(2) Soweit die Verwaltungsvorschriften hierüber keine Anordnungen enthalten, hat die Behörde von
Amts wegen vorzugehen und unter Beobachtung der in diesem Teil enthaltenen Vorschriften den Gang
des Ermittlungsverfahrens zu bestimmen. Sie kann insbesondere von Amts wegen oder auf Antrag eine
mündliche Verhandlung durchführen und mehrere Verwaltungssachen zur gemeinsamen Verhandlung
und Entscheidung verbinden oder sie wieder trennen. Die Behörde hat sich bei allen diesen Verfahrens-
anordnungen von Rücksichten auf möglichste Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kosten-
ersparnis leiten zu lassen.

(3) Wenn die Sache zur Entscheidung reif ist, kann die Behörde das Ermittlungsverfahren für
geschlossen erklären. Neue Tatsachen und Beweismittel sind von der Behörde nur zu berücksichtigen,
wenn sie allein oder in Verbindung mit dem sonstigen Ergebnis des Verfahrens eine anderslautende
Entscheidung der Sache herbeiführen könnten.“
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12. § 41 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Anberaumung einer mündlichen Verhandlung hat durch persönliche Verständigung der
bekannten Beteiligten zu erfolgen. Wenn noch andere Personen als Beteiligte in Betracht kommen, ist die
Verhandlung überdies durch Anschlag in der Gemeinde oder durch Verlautbarung in der für amtliche
Kundmachungen der Behörde bestimmten Zeitung kundzumachen.“

13. § 42 lautet:

„§ 42. (1) Wurde eine mündliche Verhandlung gemäß § 41 Abs. 1 zweiter Satz und in einer in den
Verwaltungsvorschriften vorgesehenen besonderen Form kundgemacht, so hat dies zur Folge, daß eine
Person ihre Stellung als Partei verliert, soweit sie nicht spätestens am Tag vor Beginn der Verhandlung
bei der Behörde oder während der Verhandlung Einwendungen erhebt. Wenn die Verwaltungs-
vorschriften über die Form der Kundmachung nichts bestimmen, so tritt die im ersten Satz bezeichnete
Rechtsfolge ein, wenn die mündliche Verhandlung gemäß § 41 Abs. 1 zweiter Satz und in geeigneter
Form kundgemacht wurde. Eine Kundmachungsform ist geeignet, wenn sie sicherstellt, daß ein
Beteiligter von der Anberaumung der Verhandlung voraussichtlich Kenntnis erlangt.

(2) Wurde eine mündliche Verhandlung nicht gemäß Abs. 1 kundgemacht, so erstreckt sich die darin
bezeichnete Rechtsfolge nur auf jene Beteiligten, die rechtzeitig die Verständigung von der Anberaumung
der Verhandlung erhalten haben.

(3) Eine Person, die glaubhaft macht, daß sie durch ein unvorhergesehenes oder unabwendbares
Ereignis verhindert war, rechtzeitig Einwendungen zu erheben, und die kein Verschulden oder nur ein
minderer Grad des Versehens trifft, kann binnen zwei Wochen nach dem Wegfall des Hindernisses,
jedoch spätestens bis zum Zeitpunkt der rechtskräftigen Entscheidung der Sache bei der Behörde
Einwendungen erheben. Solche Einwendungen gelten als rechtzeitig erhoben und sind von jener Behörde
zu berücksichtigen, bei der das Verfahren anhängig ist.

(4) Versäumt derjenige, über dessen Antrag das Verfahren eingeleitet wurde, die Verhandlung, so
kann sie entweder in seiner Abwesenheit durchgeführt oder auf seine Kosten auf einen anderen Termin
verlegt werden.“

14. § 43 lautet:

„§ 43. (1) Das mit der Leitung der mündlichen Verhandlung betraute Organ (Verhandlungsleiter) hat
sich von der Identität der Erschienenen zu überzeugen und ihre Stellung als Parteien oder sonst Beteiligte
und die etwaige Vertretungsbefugnis zu prüfen.

(2) Der Verhandlungsleiter eröffnet die Verhandlung und legt ihren Gegenstand dar. Er kann die
Verhandlung in Abschnitte gliedern und einen Zeitplan erstellen. Er bestimmt die Reihenfolge, in der die
Beteiligten zu hören, die Beweise aufzunehmen und die Ergebnisse früher aufgenommener Beweise oder
Erhebungen vorzutragen und zu erörtern sind. Er entscheidet über die Beweisanträge und hat offenbar
unerhebliche Anträge zurückzuweisen. Ihm steht auch die Befugnis zu, die Verhandlung nach Bedarf zu
unterbrechen oder zu vertagen und den Zeitpunkt für die Fortsetzung der Verhandlung mündlich zu
bestimmen.

(3) Der Verhandlungsleiter hat die Verhandlung unter steter Bedachtnahme auf ihren Zweck zügig so
zu führen, daß den Parteien das Recht auf Gehör gewahrt, anderen Beteiligten aber Gelegenheit geboten
wird, bei der Feststellung des Sachverhalts mitzuwirken. An der Sache nicht beteiligte Personen dürfen in
der Verhandlung nicht das Wort ergreifen.

(4) Jeder Partei muß insbesondere Gelegenheit geboten werden, alle zur Sache gehörenden
Gesichtspunkte vorzubringen und unter Beweis zu stellen, Fragen an die anwesenden Zeugen und
Sachverständigen zu stellen, sich über die von anderen Beteiligten, den Zeugen und Sachverständigen
vorgebrachten oder die als offenkundig behandelten Tatsachen sowie über die von anderen gestellten
Anträge und über das Ergebnis amtlicher Erhebungen zu äußern.

(5) Stehen einander zwei oder mehrere Parteien mit einander widersprechenden Ansprüchen
gegenüber, so hat der Verhandlungsleiter auf das Zustandekommen eines Ausgleichs dieser Ansprüche
mit den öffentlichen und den von anderen Beteiligten geltend gemachten Interessen hinzuwirken.“

15. § 44 lautet:

„§ 44. (1) Über jede mündliche Verhandlung ist eine Verhandlungsschrift nach den §§ 14 und 15
aufzunehmen.
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(2) Schriftliche Äußerungen und Mitteilungen von Beteiligten, Niederschriften über Beweise, die bis
zum Schluß der mündlichen Verhandlung, aber außerhalb dieser aufgenommen wurden, Berichte und
schriftliche Sachverständigengutachten sind der Verhandlungsschrift anzuschließen. Dies ist in der
Verhandlungsschrift zu vermerken. Teilnehmer an der mündlichen Verhandlung dürfen ihre Erklärungen
jedoch nicht schriftlich abgeben.

(3) Sobald die zulässigen Vorbringen aller Beteiligten aufgenommen sind und die Beweisaufnahme
beendet ist, hat der Verhandlungsleiter die Verhandlung, gegebenenfalls nach Wiedergabe der
Verhandlungsschrift (§ 14 Abs. 3) und nach mündlicher Verkündung des Bescheides (§ 62 Abs. 2), für
geschlossen zu erklären.“

16. Nach § 44 werden folgende §§ 44a bis 44g samt Überschrift eingefügt:

„Großverfahren

§ 44a. (1) Sind an einer Verwaltungssache oder an verbundenen Verwaltungssachen voraussichtlich
insgesamt mehr als 100 Personen beteiligt, so kann die Behörde den Antrag oder die Anträge durch Edikt
kundmachen.

(2) Das Edikt hat zu enthalten:
1. den Gegenstand des Antrages und eine Beschreibung des Vorhabens;
2. eine Frist von mindestens sechs Wochen, innerhalb derer bei der Behörde schriftlich

Einwendungen erhoben werden können;
3. den Hinweis auf die Rechtsfolgen des § 44b;
4. den Hinweis, daß die Kundmachungen und Zustellungen im Verfahren durch Edikt vorge-

nommen werden können.

(3) Das Edikt ist im redaktionellen Teil zweier im Bundesland weitverbreiteter Tageszeitungen und
im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ zu verlautbaren. Ist in den Verwaltungsvorschriften für die
Kundmachung der mündlichen Verhandlung eine besondere Form vorgesehen, so ist der Inhalt des Edikts
darüber hinaus in dieser Form kundzumachen; im übrigen kann die Behörde jede geeignete Form der
Kundmachung wählen. In der Zeit vom 15. Juli bis 25. August und vom 24. Dezember bis 6. Jänner ist die
Kundmachung durch Edikt nicht zulässig.

§ 44b. (1) Wurde ein Antrag durch Edikt kundgemacht, so hat dies zur Folge, daß Personen ihre
Stellung als Partei verlieren, soweit sie nicht rechtzeitig bei der Behörde schriftlich Einwendungen
erheben. § 42 Abs. 3 ist sinngemäß anzuwenden.

(2) Der Antrag, die Antragsunterlagen und die vorliegenden Gutachten der Sachverständigen sind,
soweit sie nicht von der Akteneinsicht ausgenommen sind, während der Einwendungsfrist bei der Behörde
und bei der Gemeinde zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Die Beteiligten können sich hievon
Abschriften selbst anfertigen oder auf ihre Kosten Kopien anfertigen lassen. Erforderlichenfalls hat die
Behörde der Gemeinde eine ausreichende Anzahl von Kopien zur Verfügung zu stellen.

§ 44c. (1) Die Behörde kann unter den in § 44a Abs. 1 genannten Voraussetzungen eine öffentliche
Erörterung des Vorhabens durchführen. Ort, Zeit und Gegenstand der Erörterung sind gemäß § 44a Abs. 3
zu verlautbaren.

(2) Zur öffentlichen Erörterung können Sachverständige beigezogen werden. Es ist jedermann
gestattet, Fragen zu stellen und sich zum Vorhaben zu äußern.

(3) Über die öffentliche Erörterung ist eine Niederschrift nicht zu erstellen.

§ 44d. (1) Die Behörde kann eine mündliche Verhandlung gemäß § 44a Abs. 3 durch Edikt
anberaumen, wenn der Antrag gemäß § 44a Abs. 1 kundgemacht worden ist oder gleichzeitig
kundgemacht wird.

(2) Das Edikt hat zu enthalten:
1. den Gegenstand der Verhandlung, eine Beschreibung des Vorhabens und einen etwaigen

Zeitplan;
2. Ort und Zeit der Verhandlung.

§ 44e. (1) Die durch Edikt anberaumte mündliche Verhandlung ist öffentlich.

(2) § 67e ist sinngemäß anzuwenden.

(3) Die Verhandlungsschrift ist spätestens eine Woche nach Schluß der mündlichen Verhandlung bei
der Behörde und bei der Gemeinde während der Amtsstunden mindestens drei Wochen zur öffentlichen
Einsicht aufzulegen. Wurde eine Aufzeichnung oder ein Stenogramm in Vollschrift übertragen, so können
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die Beteiligten während der Einsichtsfrist bei der Behörde Einwendungen wegen behaupteter
Unvollständigkeit oder Unrichtigkeit der Übertragung erheben. Die Beteiligten können sich von der
Verhandlungsschrift Abschriften selbst anfertigen oder auf ihre Kosten Kopien anfertigen lassen.
Erforderlichenfalls hat die Behörde der Gemeinde eine ausreichende Anzahl von Kopien zur Verfügung
zu stellen. Nach Maßgabe der vorhandenen technischen Möglichkeiten hat die Behörde die
Verhandlungsschrift im Internet bereitzustellen.

§ 44f. (1) Ist der Antrag gemäß § 44a Abs. 1 kundgemacht worden, so kann die Behörde
Schriftstücke durch Edikt zustellen. Hiezu hat sie gemäß § 44a Abs. 3 zu verlautbaren, daß ein
Schriftstück bestimmten Inhalts bei der Behörde zu öffentlichen Einsicht aufliegt; auf die Bestimmungen
des Abs. 2 ist hinzuweisen. Mit Ablauf von zwei Wochen nach dieser Verlautbarung gilt das Schriftstück
als zugestellt.

(2) Die Behörde hat das Schriftstück während der Amtsstunden mindestens acht Wochen zur
öffentlichen Einsicht aufzulegen. Sie hat den Beteiligten auf Verlangen Ausfertigungen des Schriftstückes
auszufolgen und den Parteien auf Verlangen unverzüglich zuzusenden. Nach Maßgabe der vorhandenen
technischen Möglichkeiten hat sie das Schriftstück im Internet bereitzustellen.

§ 44g. Die Kosten der Verlautbarung des Edikts im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ sind von Amts
wegen zu tragen.“

17. § 51a wird durch folgende Bestimmungen ersetzt:

„Gebühren der Zeugen und Beteiligten im Verfahren vor den unabhängigen Verwaltungssenaten

§ 51a. Zeugen, die im Verfahren vor den unabhängigen Verwaltungssenaten zu Beweiszwecken
vernommen werden oder deren Vernehmung ohne ihr Verschulden unterbleibt, haben Anspruch auf
Gebühren nach § 2 Abs. 3 und den §§ 3 bis 18 des Gebührenanspruchsgesetzes 1975, BGBl. Nr. 136. Die
Gebühr ist gemäß § 19 des Gebührenanspruchsgesetzes 1975 beim unabhängigen Verwaltungssenat
geltend zu machen.

§ 51b. Für die Bestimmung der Gebühr gilt § 20 des Gebührenanspruchsgesetzes 1975 mit folgenden
Maßgaben:

1. Die Gebühr ist vom zuständigen Bediensteten der Geschäftsstelle des unabhängigen Verwal-
tungssenates vorläufig zu berechnen. Vor der Gebührenberechnung kann der Zeuge aufgefordert
werden, sich über Umstände, die für die Gebührenberechnung bedeutsam sind, zu äußern und,
unter Setzung einer bestimmten Frist, noch fehlende Bestätigungen vorzulegen. Die Gebühren-
beträge sind auf volle Schilling aufzurunden.

2. Die vorläufig berechnete Gebühr ist dem Zeugen schriftlich oder mündlich bekanntzugeben.
Dieser kann binnen zwei Wochen nach Bekanntgabe der Gebühr schriftlich oder mündlich die
Gebührenbestimmung durch den unabhängigen Verwaltungssenat beantragen, der durch den
Vorsitzenden zu entscheiden hat. Wenn der Zeuge keinen Antrag auf Gebührenbestimmung stellt
oder diesen zurückzieht, gilt die bekanntgegebene Gebühr als bestimmt. Der unabhängige
Verwaltungssenat kann die Gebühr jedoch von Amts wegen anders bestimmen. Nach Ablauf von
drei Jahren nach Bekanntgabe der Gebühr ist eine amtswegige Gebührenbestimmung nicht mehr
zulässig.

3. Der Zeuge kann die Gebührenbestimmung durch den unabhängigen Verwaltungssenat auch
beantragen, wenn ihm innerhalb von acht Wochen nach Geltendmachung keine Gebühr
bekanntgegeben wird. Zieht er den Antrag auf Gebührenbestimmung zurück, so erlischt der
Gebührenanspruch.

§ 51c. Die Gebühr ist dem Zeugen kostenfrei zu zahlen. Bestimmt der unabhängige Verwaltungs-
senat eine höhere Gebühr, als dem Zeugen gezahlt wurde, so ist der Mehrbetrag dem Zeugen kostenfrei
nachzuzahlen. Bestimmt der unabhängige Verwaltungssenat eine niedrigere Gebühr oder übersteigt der
dem Zeugen gezahlte Vorschuß die von ihm bestimmte Gebühr, so ist der Zeuge zur Rückzahlung des
zuviel gezahlten Betrages zu verpflichten.

§ 51d. Die §§ 51a bis 51c gelten auch für Beteiligte.“

18. § 53a samt Überschrift wird durch folgende Bestimmungen ersetzt:

„Gebühren der nichtamtlichen Sachverständigen

§ 53a. (1) Nichtamtliche Sachverständige haben für ihre Tätigkeit im Verfahren Anspruch auf
Gebühren nach den §§ 24 bis 37 und 43 bis 51 des Gebührenanspruchsgesetzes 1975. Die Gebühr ist
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gemäß § 38 des Gebührenanspruchsgesetzes 1975 bei der Behörde geltend zu machen, die den
Sachverständigen herangezogen hat.

(2) Die Gebühr ist von der Behörde, die den Sachverständigen herangezogen hat, zu bestimmen; ein
unabhängiger Verwaltungssenat hat durch den Vorsitzenden zu entscheiden. Vor der Gebührenbe-
stimmung kann der Sachverständige aufgefordert werden, sich über Umstände, die für die Gebühren-
berechnung bedeutsam sind, zu äußern und, unter Setzung einer bestimmten Frist, noch fehlende
Bestätigungen vorzulegen. Die Gebührenbeträge sind auf volle Schilling aufzurunden.

(3) Gegen den Bescheid, mit dem eine Sachverständigengebühr bestimmt oder über einen Vorschuß
entschieden wird, steht dem Sachverständigen das Recht der Berufung an die im Instanzenzug
übergeordnete Behörde, wenn aber in der Sache eine Berufung an den unabhängigen Verwaltungssenat
vorgesehen ist, an diesen zu.

(4) Für die Zahlung der Gebühr gilt § 51c.

Gebühren der nichtamtlichen Dolmetscher

§ 53b. Nichtamtliche Dolmetscher haben für ihre Tätigkeit im Verfahren Anspruch auf Gebühren
nach den §§ 24 bis 33, 34 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2 erster Satz, Abs. 4 und 5, 36, 37 Abs. 2, 53
Abs. 2 und 54 des Gebührenanspruchsgesetzes 1975. § 53a Abs. 1 zweiter Satz und Abs. 2 bis 4 ist
anzuwenden.“

19. Im § 56 entfällt der Ausdruck „(Entscheidung oder Verfügung)“.

20. § 59 Abs. 1 erster Satz wird durch folgende Sätze ersetzt:

„Der Spruch hat die in Verhandlung stehende Angelegenheit und alle die Hauptfrage betreffenden
Parteianträge, ferner die allfällige Kostenfrage in möglichst gedrängter, deutlicher Fassung und unter
Anführung der angewendeten Gesetzesbestimmungen, und zwar in der Regel zur Gänze, zu erledigen. Mit
Erledigung des verfahrenseinleitenden Antrages gelten Einwendungen als miterledigt.“

21. § 61 Abs. 1 zweiter Satz lautet:

„Sie hat ferner auf die gesetzlichen Erfordernisse der Bezeichnung des angefochtenen Bescheides und
eines begründeten Rechtsmittelantrages hinzuweisen.“

22. § 61 Abs. 5 entfällt.

23. § 61a lautet:

„§ 61a. In Bescheiden, die in letzter Instanz erlassen werden, ist hinzuweisen:
1. auf die Möglichkeit einer Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof und, sofern die

Angelegenheit nicht nach Art. 133 B-VG von der Zuständigkeit des Verwaltungsgerichtshofes
ausgeschlossen ist, auf die Möglichkeit einer Beschwerde beim Verwaltungsgerichtshof;

2. auf die bei der Einbringung solcher Beschwerden einzuhaltenden Fristen;
3. auf das Erfordernis der Unterschrift eines Rechtsanwalts;
4. auf die für solche Beschwerden zu entrichtenden Gebühren.“

24. Im § 63 Abs. 2 werden die Worte „nur das Verfahren betreffende Anordnungen“ durch das Wort
„Verfahrensanordnungen“ ersetzt.

25. § 64a lautet:

„§ 64a. (1) Die Behörde kann die Berufung binnen zwei Monaten nach Einlangen bei der Behörde
erster Instanz durch Berufungsvorentscheidung erledigen. Sie kann die Berufung nach Vornahme
notwendiger Ergänzungen des Ermittlungsverfahrens als unzulässig oder verspätet zurückweisen, den
Bescheid aufheben oder nach jeder Richtung abändern.

(2) Jede Partei kann binnen zwei Wochen nach Zustellung der Berufungsvorentscheidung bei der
Behörde den Antrag stellen, daß die Berufung der Berufungsbehörde zur Entscheidung vorgelegt wird
(Vorlageantrag).

(3) Mit Einlangen des Vorlageantrages tritt die Berufungsvorentscheidung außer Kraft. Die Behörde
hat die Parteien vom Außerkrafttreten der Berufungsvorentscheidung zu verständigen. Verspätete oder
unzulässige Vorlageanträge sind von ihr zurückzuweisen.“

26. Im § 66 Abs. 1 werden die Worte „die Behörde erster Instanz“ durch die Worte „eine im Instanzenzug
untergeordnete Behörde“ ersetzt.
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27. Im § 66 Abs. 2 werden die Worte „an die Behörde erster Instanz verweisen“ durch die Worte „an eine
im Instanzenzug untergeordnete Behörde zurückverweisen“ ersetzt.

28. § 67a samt Überschrift lautet:

„Zuständigkeit; Besetzung
§ 67a. (1) Die unabhängigen Verwaltungssenate in den Ländern entscheiden:
1. über Anträge und Berufungen in Angelegenheiten, die ihnen durch die Verwaltungsvorschriften

zugewiesen sind;
2. über Beschwerden von Personen, die behaupten, durch die Ausübung unmittelbarer verwaltungs-

behördlicher Befehls- und Zwangsgewalt in ihren Rechten verletzt zu sein, ausgenommen in
Finanzstrafsachen des Bundes.

Die unabhängigen Verwaltungssenate in den Ländern entscheiden durch Einzelmitglied; in den Ange-
legenheiten der Z 1 entscheiden sie, soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, durch Kammern, die aus
drei Mitgliedern bestehen.

(2) Der unabhängige Bundesasylsenat ist oberste Instanz in Asylsachen. Soweit gesetzlich nicht
anderes bestimmt ist, entscheidet er durch Einzelmitglied.“

29. § 67b samt Überschrift lautet:
„Parteien

§ 67b. Partei ist auch:
1. im Berufungsverfahren: die Behörde, die den angefochtenen Bescheid erlassen hat;
2. im Verfahren über eine Beschwerde wegen der Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher

Befehls- und Zwangsgewalt: die belangte Behörde;
3. im Verfahren auf Grund eines Devolutionsantrages: die Unterbehörde.“

30. § 67c Abs. 3 und 5 entfällt; der bisherige Abs. 4 erhält die Absatzbezeichnung „(3)“.

31. § 67d samt Überschrift lautet:

„Öffentliche mündliche Verhandlung
(Verhandlung)

§ 67d. (1) Der unabhängige Verwaltungssenat hat eine öffentliche mündliche Verhandlung
durchzuführen.

(2) Die Verhandlung entfällt, wenn
1. der Antrag der Partei oder die Berufung zurückzuweisen ist oder bereits auf Grund der Aktenlage

feststeht, daß der mit Berufung angefochtene Bescheid aufzuheben ist;
2. der Devolutionsantrag zurückzuweisen oder abzuweisen ist;
3. die Beschwerde zurückzuweisen ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, daß der

angefochtene Verwaltungsakt für rechtswidrig zu erklären ist.

(3) Der unabhängige Verwaltungssenat kann von einer Berufungsverhandlung absehen, wenn sich
die Berufung gegen einen verfahrensrechtlichen Bescheid richtet und keine Partei die Durchführung einer
Verhandlung beantragt. Der Berufungswerber hat die Durchführung einer Verhandlung in der Berufung
zu beantragen. Etwaigen Berufungsgegnern ist Gelegenheit zu geben, einen Antrag auf Durchführung
einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchführung einer Verhandlung kann nur mit Zustimmung
der anderen Parteien zurückgezogen werden.

(4) Der unabhängige Verwaltungssenat kann ungeachtet eines Parteiantrages von einer Verhandlung
absehen, wenn er einen verfahrensrechtlichen Bescheid zu erlassen hat, die Akten erkennen lassen, daß
die mündliche Erörterung eine weitere Klärung der Sache nicht erwarten läßt, und dem nicht Art. 6 Abs. 1
der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBl. Nr. 210/1958, entgegen-
steht.

(5) Der unabhängige Verwaltungssenat kann von der Durchführung (Fortsetzung) einer Verhandlung
absehen, wenn die Parteien ausdrücklich darauf verzichten. Ein solcher Verzicht kann bis zum Beginn der
(fortgesetzten) Verhandlung erklärt werden.“

32. Dem § 67e wird folgende Überschrift vorangestellt:

„Ausschluß der Öffentlichkeit“

33. Die Überschrift zu § 67f lautet:
„Unmittelbarkeit des Verfahrens; Beratung und Abstimmung“

34. § 67f Abs. 3 entfällt.
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35. § 67g samt Überschrift lautet:

„Erlassung des Bescheides

§ 67g. (1) Der Bescheid und seine wesentliche Begründung sind auf Grund der Verhandlung, und
zwar wenn möglich, sogleich nach deren Schluß zu beschließen und öffentlich zu verkünden. Die
Verkündung des Bescheides ist von der Anwesenheit der Parteien unabhängig.

(2) Die Verkündung entfällt, wenn
1. eine Verhandlung nicht durchgeführt (fortgesetzt) worden ist oder
2. der Bescheid nicht sogleich nach Schluß der mündlichen Verhandlung beschlossen werden kann

und jedermann die Einsichtnahme in den Bescheid gewährleistet ist.

(3) Den Parteien ist eine schriftliche Ausfertigung des Bescheides zuzustellen.“

36. § 67 samt Überschrift entfällt.

37. § 69 Abs. 2 lautet:

„(2) Der Antrag auf Wiederaufnahme ist binnen zwei Wochen bei der Behörde einzubringen, die den
Bescheid in erster Instanz erlassen hat. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Antragsteller von
dem Wiederaufnahmegrund Kenntnis erlangt hat, wenn dies jedoch nach der Verkündung des mündlichen
Bescheides und vor Zustellung der schriftlichen Ausfertigung geschehen ist, erst mit diesem Zeitpunkt.
Nach Ablauf von drei Jahren nach Erlassung des Bescheides kann der Antrag auf Wiederaufnahme nicht
mehr gestellt werden. Die Umstände, aus welchen sich die Einhaltung der gesetzlichen Frist ergibt, sind
vom Antragsteller glaubhaft zu machen.“

38. § 71 Abs. 1 Z 2 lautet:

„2. die Partei die Rechtsmittelfrist versäumt hat, weil der Bescheid keine Rechtsmittelbelehrung,
keine Rechtsmittelfrist oder fälschlich die Angabe enthält, daß kein Rechtsmittel zulässig sei.“

39. § 71 Abs. 6 zweiter Satz lautet:

„Ein unabhängiger Verwaltungssenat hat durch Einzelmitglied zu entscheiden.“

40. § 73 lautet:

„§ 73. (1) Die Behörden sind verpflichtet, wenn in den Verwaltungsvorschriften nicht anderes
bestimmt ist, über Anträge von Parteien (§ 8) und Berufungen ohne unnötigen Aufschub, spätestens aber
sechs Monate nach deren Einlangen den Bescheid zu erlassen.

(2) Wird der Bescheid nicht innerhalb der Entscheidungsfrist erlassen, so geht auf schriftlichen
Antrag der Partei die Zuständigkeit zur Entscheidung auf die sachlich in Betracht kommende Ober-
behörde, wenn aber gegen den Bescheid Berufung an den unabhängigen Verwaltungssenat erhoben
werden könnte, auf diesen über (Devolutionsantrag). Der Devolutionsantrag ist bei der Oberbehörde
(beim unabhängigen Verwaltungssenat) einzubringen. Er ist abzuweisen, wenn die Verzögerung nicht auf
ein überwiegendes Verschulden der Behörde zurückzuführen ist.

(3) Für die Oberbehörde (den unabhängigen Verwaltungssenat) beginnt die Entscheidungsfrist mit
dem Tag des Einlangens des Devolutionsantrages zu laufen.“

41. § 76 Abs. 1 erster Satz lautet:

„Erwachsen der Behörde bei einer Amtshandlung Barauslagen, so hat dafür, sofern nach den Verwal-
tungsvorschriften nicht auch diese Auslagen von Amts wegen zu tragen sind, die Partei aufzukommen, die
den verfahrenseinleitenden Antrag gestellt hat.“

42. § 76a lautet:

„§ 76a. Die den Zeugen zustehenden Gebühren sind von jenem Rechtsträger zu tragen, in dessen
Namen der unabhängige Verwaltungssenat in der Angelegenheit gehandelt hat. Dies gilt auch für die den
Beteiligten zustehenden Gebühren.“

43. Die Überschrift des VI. Teiles lautet:

„VI. Teil: Schlußbestimmungen“
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44. Nach der neuen Überschrift des VI. Teiles werden folgende Paragraphen samt Überschriften
eingefügt:

„Verweisungen

§ 80. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird,
sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

Vollziehung

§ 81. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes mit Ausnahme des § 78 ist die Bundesregierung
betraut. Mit der Vollziehung des § 78 ist, unbeschadet der Zuständigkeit der Bundesregierung zur
Erlassung von Verordnungen auf Grund des § 78 Abs. 2, der Bundesminister für Finanzen betraut.“

45. Dem § 79b wird die Überschrift „Inkrafttreten“  vorangestellt und er erhält die Paragraphen-
bezeichnung „§ 82.“ .

46. Im neuen § 82 Abs. 5 wird der Ausdruck „30. Juni 1998“ durch den Ausdruck „31. Dezember 2001“
ersetzt.

47. Dem neuen § 82 werden folgende Abs. 6 bis 8 angefügt:

„(6) Die §§ 3 Z 3, 10 Abs. 1, 13 samt Überschrift, 14 samt Überschrift, 18 Abs. 3 und 4, 20, 34
Abs. 2, 35, 36 Abs. 2, 37 zweiter Satz, 39 Abs. 2 und 3, 41 Abs. 1, 42, 43, 44, 44a bis 44g samt
Überschrift, 51a bis 51d samt Überschrift, 53a samt Überschrift, 53b samt Überschrift, 56, 59 Abs. 1
erster und zweiter Satz, 61 Abs. 1 zweiter Satz, 61 Abs. 5, 61a, 63 Abs. 2, 64a, 66 Abs. 1 und 2, 67a samt
Überschrift, 67b samt Überschrift, der neu bezeichnete § 67c Abs. 3, § 67d samt Überschrift, die
Überschrift zu § 67e, die Überschrift zu § 67f, die §§ 67g samt Überschrift, 69 Abs. 2, 71 Abs. 1 Z 2, 71
Abs. 6 zweiter Satz, 73, 76 Abs. 1 erster Satz und 76a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I
Nr. 158/1998 treten mit 1. Jänner 1999 in Kraft. Die §§ 61 Abs. 5, 67c Abs. 3 und 5, 67f Abs. 3, 67h samt
Überschrift sowie die Telekopie-Verordnung, BGBl. Nr. 110/1991, treten mit Ablauf des 31. Dezember
1998 außer Kraft.

(7) Alle in Vorschriften des Bundes und der Länder enthaltenen Bestimmungen, die von den §§ 13
Abs. 3 bis 8, 14, 18 Abs. 3 und 4, 37 zweiter Satz, 39 Abs. 2 und 3, 42, 43, 44, 44a bis 44g, 59 Abs. 1
erster und zweiter Satz, 61 Abs. 1 zweiter Satz, 63 Abs. 2, 64a, 66 Abs. 1 und 2, 69 Abs. 2, 71 Abs. 1 Z 2,
73 Abs. 2 und 3 und 76 Abs. 1 erster Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 158/1998
abweichen, treten mit Ablauf des 31. Dezember 1998 außer Kraft. Dies gilt nicht, wenn diese
Bestimmungen nach dem 30. Juni 1998 kundgemacht worden sind.

(8) In am 1. Jänner 1999 anhängigen Verfahren gilt § 44f mit der Maßgabe, daß die Behörde ein
Schriftstück an mehr als 100 Personen auch dann durch Edikt zustellen kann, wenn diese persönlich
verständigt worden sind, daß die Kundmachungen und Zustellungen im Verfahren künftig durch Edikt
vorgenommen werden können.“

48. Die Überschrift des VII. Teiles und § 80 entfallen.

Artikel 2

Änderung des Verwaltungsstrafgesetzes 1991

Das Verwaltungsstrafgesetz 1991, BGBl. Nr. 52, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 620/1995, wird wie folgt geändert:

1. Im § 9 Abs. 1 wird der Ausdruck „juristische Personen oder Personengemeinschaften ohne Rechts-
persönlichkeit“ durch den Ausdruck „juristische Personen, Personengesellschaften des Handelsrechts oder
eingetragene Erwerbsgesellschaften“ ersetzt.

2. Im § 9 Abs. 3 wird der Ausdruck „physische Person“ durch den Ausdruck „natürliche Person“ ersetzt.

3. Im § 9 Abs. 4 wird das Wort „Wohnsitz“ durch das Wort „Hauptwohnsitz“ ersetzt.

4. Im § 9 Abs. 7 wird der Ausdruck „Juristische Personen und Personengemeinschaften ohne Rechts-
persönlichkeit“ durch den Ausdruck „Juristische Personen, Personengesellschaften des Handelsrechts und
eingetragene Erwerbsgesellschaften“ und der Ausdruck „physischen Personen“ durch den Ausdruck
„natürlichen Personen“ ersetzt.

5. § 24 lautet:

„§ 24. Soweit sich aus diesem Bundesgesetz nicht anderes ergibt, gilt das AVG auch im
Verwaltungsstrafverfahren. Die §§ 2, 3, 4, 11, 12, 13 Abs. 8, 14 Abs. 3 zweiter Satz, 36 Abs. 2, 37 zweiter
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Satz, 39 Abs. 3, 41, 42, 44a bis 44g, 51, 51d, 57, 63 Abs. 1, 64 Abs. 2, 66 Abs. 2, 67a bis 67d, 68 Abs. 2
und 3, 75, 76a zweiter Satz, 78, 78a, 79, 79a, 80, 81 und 82 AVG sind im Verwaltungsstrafverfahren nicht
anzuwenden.“

6. Im § 29a wird das Wort „Wohnsitz“ durch das Wort „Hauptwohnsitz“ ersetzt.

7. Im § 31 Abs. 1 wird der Ausdruck „(§ 32 Abs. 2)“ durch den Ausdruck „(§ 32 Abs. 2 und 3)“ ersetzt.

8. Dem § 32 Abs. 2 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Eine Verfolgungshandlung, die gegen einen zur Vertretung nach außen Berufenen (§ 9 Abs. 1)
gerichtet ist, gilt auch als Verfolgungshandlung gegen die anderen zur Vertretung nach außen Berufenen
und die verantwortlichen Beauftragten. Eine Verfolgungshandlung, die gegen den Unternehmer (§ 9
Abs. 3) gerichtet ist, gilt auch als Verfolgungshandlung gegen die verantwortlichen Beauftragten.“

9. § 33 Abs. 1 erster Satz lautet:

„Jeder Beschuldigte ist bei Beginn seiner ersten Vernehmung über den Vor- und Familiennamen, Tag und
Ort der Geburt, die Staatsangehörigkeit, den Familienstand, die Beschäftigung und den Wohnort sowie
über die Vermögens-, Einkommens- und Familienverhältnisse zu befragen.“

10. § 49a Abs. 4 lautet:

„(4) Der Anonymverfügung ist ein zur postalischen Einzahlung des Strafbetrages geeigneter Beleg
beizugeben. Der Beleg hat eine Identifikationsnummer zu enthalten, die automationsunterstützt gelesen
werden kann. § 50 Abs. 5 gilt sinngemäß.“

11. § 49a Abs. 6 wird folgender Satz angefügt:

„Als fristgerechte Einzahlung des Strafbetrages mittels Beleges (Abs. 4) gilt auch die Überweisung des
Strafbetrages auf das im Beleg angegebene Konto, wenn der Überweisungsauftrag die automations-
unterstützt lesbare, vollständige und richtige Identifikationsnummer des Beleges enthält und der Straf-
betrag dem Konto des Überweisungsempfängers fristgerecht gutgeschrieben wird.“

12. Dem § 50 wird die Überschrift „Organstrafverfügung“  vorangestellt.

13. § 50 Abs. 2 lautet:

„(2) Die Behörde kann die Organe (Abs. 1) ferner ermächtigen, dem Beanstandeten einen zur
postalischen Einzahlung des Strafbetrages geeigneten Beleg zu übergeben, oder, wenn keine bestimmte
Person beanstandet wird, am Tatort zu hinterlassen. Der Beleg hat eine Identifikationsnummer zu
enthalten, die automationsunterstützt gelesen werden kann.“

14. § 50 Abs. 6 wird folgender Satz angefügt:

„Als fristgerechte Einzahlung des Strafbetrages mittels Beleges (Abs. 2) gilt auch die Überweisung des
Strafbetrages auf das im Beleg angegebene Konto, wenn der Überweisungsauftrag die automations-
unterstützt lesbare, vollständige und richtige Identifikationsnummer des Beleges enthält und der
Strafbetrag dem Konto des Überweisungsempfängers fristgerecht gutgeschrieben wird.“

15. § 50 Abs. 8 lautet:

„(8) Die Behörde kann die Organe (Abs. 1) ermächtigen, dem Beanstandeten zu gestatten, den
einzuhebenden Strafbetrag auch in bestimmten fremden Währungen oder mit Scheck oder Kreditkarte zu
entrichten. Wird der Strafbetrag mit Kreditkarte entrichtet, so ist der mit dem Kreditkartenunternehmen
vereinbarte Abschlag von demjenigen zu tragen, dem die Geldstrafe gewidmet ist.“

16. § 51 Abs. 3 lautet:

„(3) Die Berufung kann auch mündlich eingebracht werden und bedarf in diesem Fall keines
begründeten Berufungsantrages. Die Behörde hat jedoch die Gründe des Beschuldigten für die Erhebung
der Berufung in einer Niederschrift festzuhalten.“

17. Im § 51 Abs. 5 wird der Ausdruck „Bewilligung der Verfahrenshilfe“ durch den Ausdruck „Beigebung
eines Verteidigers“ ersetzt und werden nach dem Ausdruck „Bestellung des Rechtsanwalts“ die Worte
„zum Verteidiger“ eingefügt.

18. § 51 Abs. 7 lautet:

„(7) Sind in einem Verfahren, in dem nur dem Beschuldigten das Recht der Berufung zusteht, seit
dem Einlangen der Berufung gegen ein Straferkenntnis 15 Monate vergangen, so tritt das Straferkenntnis
von Gesetzes wegen außer Kraft; das Verfahren ist einzustellen. Die Zeit eines Verfahrens vor dem
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Verfassungsgerichtshof oder vor dem Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften ist in diese Frist
nicht einzurechnen.“

19. § 51a samt Überschrift lautet:

„Verfahrenshilfeverteidiger

§ 51a. (1) Ist der Beschuldigte außerstande, ohne Beeinträchtigung des für ihn und seine Familie, für
deren Unterhalt er zu sorgen hat, zu einer einfachen Lebensführung notwendigen Unterhaltes die Kosten
der Verteidigung zu tragen, so hat der unabhängige Verwaltungssenat auf Antrag des Beschuldigten zu
beschließen, daß diesem ein Verteidiger beigegeben wird, dessen Kosten der Beschuldigte nicht zu tragen
hat, wenn und soweit dies im Interesse der Verwaltungsrechtspflege, vor allem im Interesse einer
zweckentsprechenden Verteidigung, erforderlich ist.

(2) Der Antrag auf Beigebung eines Verteidigers kann schriftlich oder mündlich gestellt werden. Er
ist ab Erlassung des Bescheides bis zur Vorlage der Berufung bei der Behörde, ab Vorlage der Berufung
beim unabhängigen Verwaltungssenat einzubringen. Wird der Antrag innerhalb der Berufungsfrist beim
unabhängigen Verwaltungssenat eingebracht, so gilt er als rechtzeitig gestellt. In dem Antrag ist die
Strafsache bestimmt zu bezeichnen, für die die Beigebung eines Verteidigers begehrt wird.

(3) Der unabhängige Verwaltungssenat hat über den Antrag durch Einzelmitglied zu entscheiden.
Hat der unabhängige Verwaltungssenat die Beigebung eines Verteidigers beschlossen, so hat er den
Ausschuß der nach dem Sitz des unabhängigen Verwaltungssenates zuständigen Rechtsanwaltskammer zu
benachrichtigen, damit der Ausschuß einen Rechtsanwalt zum Verteidiger bestelle. Dabei hat der
Ausschuß Wünschen des Beschuldigten zur Auswahl der Person des Verteidigers im Einvernehmen mit
dem namhaft gemachten Rechtsanwalt nach Möglichkeit zu entsprechen.

(4) Die Bestellung eines Verteidigers erlischt mit dem Einschreiten eines Bevollmächtigten.

(5) In Privatanklagesachen und im landesgesetzlichen Abgabenstrafrecht sind die Abs. 1 bis 4 mit
der Maßgabe anzuwenden, daß der Antrag auf Beigebung eines Verteidigers auch gestellt werden kann,
wenn der Bescheid nicht innerhalb der Entscheidungsfrist erlassen worden ist. Er kann frühestens
gleichzeitig mit dem Devolutionsantrag gestellt werden und ist beim unabhängigen Verwaltungssenat
einzubringen.“

20. Nach § 51a entfällt die Überschrift „Berufungsvorentscheidung“.

21. § 51c samt Überschrift lautet:

„Besetzung

§ 51c. Wenn in dem mit Berufung angefochtenen Bescheid weder eine primäre Freiheitsstrafe noch
eine 10 000 S übersteigende Geldstrafe verhängt wurde, entscheiden die unabhängigen Verwaltungssenate
in den Ländern durch Einzelmitglied. Ansonsten entscheiden sie, abgesehen von den gesetzlich besonders
geregelten Fällen, durch Kammern, die aus drei Mitgliedern bestehen.“

22. § 51d samt Überschrift lautet:

„Parteien

§ 51d. Partei des Berufungsverfahrens ist auch die Behörde, die den angefochtenen Bescheid
erlassen hat, Partei des Verfahrens über den Devolutionsantrag auch die Unterbehörde.“

23. § 51e Abs. 1 bis 3 wird durch folgende Absätze ersetzt:

„(1) Der unabhängige Verwaltungssenat hat eine öffentliche mündliche Verhandlung durchzuführen.

(2) Die Verhandlung entfällt, wenn
1. der Antrag der Partei oder die Berufung zurückzuweisen ist oder bereits auf Grund der Aktenlage

feststeht, daß der mit Berufung angefochtene Bescheid aufzuheben ist;
2. der Devolutionsantrag zurückzuweisen oder abzuweisen ist.

(3) Der unabhängige Verwaltungssenat kann von einer Berufungsverhandlung absehen, wenn
1. in der Berufung nur eine unrichtige rechtliche Beurteilung behauptet wird oder
2. sich die Berufung nur gegen die Höhe der Strafe richtet oder
3. im angefochtenen Bescheid eine 3 000 S nicht übersteigende Geldstrafe verhängt wurde oder
4. sich die Berufung gegen einen verfahrensrechtlichen Bescheid richtet

und keine Partei die Durchführung einer Verhandlung beantragt hat. Der Berufungswerber hat die Durch-
führung einer Verhandlung in der Berufung zu beantragen. Etwaigen Berufungsgegnern ist Gelegenheit
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zu geben, einen Antrag auf Durchführung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchführung
einer Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien zurückgezogen werden.

(4) Der unabhängige Verwaltungssenat kann ungeachtet eines Parteiantrages von einer Verhandlung
absehen, wenn er einen verfahrensrechtlichen Bescheid zu erlassen hat, die Akten erkennen lassen, daß
die mündliche Erörterung eine weitere Klärung der Sache nicht erwarten läßt, und dem nicht Art. 6 Abs. 1
der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBl. Nr. 210/1958, entgegen-
steht.

(5) Der unabhängige Verwaltungssenat kann von der Durchführung (Fortsetzung) einer Verhandlung
absehen, wenn die Parteien ausdrücklich darauf verzichten. Ein solcher Verzicht kann bis zum Beginn der
(fortgesetzten) Verhandlung erklärt werden.“

24. Die bisherigen Absätze 4 und 5 des § 51e erhalten die Absatzbezeichnungen „(6)“  und „(7)“.

25. Im § 51f Abs. 3 wird das Wort „Berufungsverhandlung“ durch das Wort „Verhandlung“ ersetzt.

26. Im § 51i wird der Ausdruck „§ 51e Abs. 3 dritter Satz“ durch den Ausdruck „§ 51e Abs. 5“ ersetzt.

27. Die Überschrift zu § 52a lautet:

„Abänderung und Aufhebung von Amts wegen“

28. § 52a Abs. 1 lautet:

„(1) Von Amts wegen können der Berufung nicht oder nicht mehr unterliegende Bescheide, durch
die das Gesetz zum Nachteil des Bestraften offenkundig verletzt worden ist, sowohl von der Behörde als
auch in Ausübung des Aufsichtsrechtes von der sachlich in Betracht kommenden Oberbehörde
aufgehoben oder abgeändert werden. § 68 Abs. 7 AVG gilt sinngemäß.“

29. Nach § 52a wird folgender § 52b samt Überschrift eingefügt:

„Entscheidungspflicht

§ 52b. § 73 AVG ist nur in Privatanklagesachen und im landesgesetzlichen Abgabenstrafrecht
anzuwenden. Örtlich zuständig ist der unabhängige Verwaltungssenat des Landes, in dem die
Unterbehörde ihren Sitz hat. Wenn der der Unterbehörde zugewiesene Sprengel zur Gänze außerhalb des
Landes liegt, in dem diese ihren Sitz hat, ist der unabhängige Verwaltungssenat des Landes örtlich
zuständig, in dem der Sprengel liegt.“

30. Im § 54 Abs. 3 wird der Ausdruck „an Wehrpflichtigen, die Präsenzdienst leisten,“ durch den
Ausdruck „an Soldaten, die Präsenz- oder Ausbildungsdienst leisten,“ ersetzt.

31. § 56 Abs. 3 lautet:

„(3) Dem Privatankläger steht gegen die Einstellung das Recht der Berufung zu.“

32. Im § 65 entfällt die Wortfolge „oder die Strafe gemäß § 51 Abs. 4 abgeändert“.

33. § 66a samt Überschrift lautet:

„Verweisungen

§ 66a. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird,
sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.“

34. Dem § 66b wird folgender Abs. 8 angefügt:

„(8) § 54 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 158/1998 tritt mit 1. Jänner 1998 in
Kraft. Die §§ 9 Abs. 1, 3, 4 und 7, 24, 29a, 31 Abs. 1, 32 Abs. 3, 33 Abs. 1 erster Satz, 49a Abs. 4 und 6,
die Überschrift zu § 50, die §§ 50 Abs. 2, 6 und 8, 51 Abs. 3, 5 und 7, 51a samt Überschrift, 51c samt
Überschrift, 51d samt Überschrift, 51e, 51f Abs. 3, 51i, die Überschrift zu § 52a, die §§ 52a Abs. 1, 52b
samt Überschrift, 56 Abs. 3, 65 und 66a samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I
Nr. 158/1998 treten mit 1. Jänner 1999 in Kraft. Die Überschrift nach § 51a tritt mit Ablauf des
31. Dezember 1998 außer Kraft.“
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Artikel 3

Änderung des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 1991

Das Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991, BGBl. Nr. 53, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 472/1995 wird wie folgt geändert:

1. Im § 5 Abs. 4 wird der Ausdruck „Körperschaften und andere nicht physische Personen“ durch den
Ausdruck „juristische Personen, Personengesellschaften des Handelsrechts und eingetragene Erwerbs-
gesellschaften“ ersetzt.

2. Nach § 13 Abs. 1 wird folgender Abs. 2 angefügt:

„(2) § 5 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 158/1998 tritt mit 1. Jänner 1999 in
Kraft.“

3. Im bisherigen § 13 Abs. 2 wird die Absatzbezeichnung „(2)“  durch die Paragraphenbezeichnung
„§ 14.“  ersetzt.

Artikel 4

Änderung des Zustellgesetzes

Das Zustellgesetz, BGBl. Nr. 200/1982, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 357/1990, wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 2 lautet:

„(2) Soweit die Verfahrensvorschriften vorsehen, daß Erledigungen auch telegraphisch, fern-
schriftlich, mit Telefax, im Wege automationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen
technisch möglichen Weise übermittelt werden können, gelten solche Übermittlungen als Zustellung.
Außer den §§ 24 und 26a gelten für solche Übermittlungen die §§ 4, 6, 7, 8, 8a, 9 und 13, für die
telegraphische Übermittlung auch § 18 sinngemäß.“

2. § 1 Abs. 3 und § 1a entfallen.

3. Nach § 2 wird folgender § 2a samt Überschrift eingefügt:

„Zustellung durch Organe der Post

§ 2a. (1) Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist:
1. „Post“ die PTA (§ 2 Z 2 des Postgesetzes 1997, BGBl. I Nr. 18/1998), wenn aber ein anderer

Betreiber (§ 2 Z 1 des Postgesetzes 1997) mit dem Erbringen des Universaldienstes (§ 2 Z 6 des
Postgesetzes 1997) betraut ist, dieser;

2. „Organ der Post“ das von der Post mit der Durchführung der Zustellung beauftragte Zustellorgan
(§ 7 Abs. 3 und 7 des Postgesetzes 1997);

3. „Postamt“ ein für die Abgabe von Postsendungen bestimmter Abholpunkt.

(2) Auf Zustellungen durch Organe der Post mit Zustellnachweis sind die Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes, auf Zustellungen ohne Zustellnachweis die §§ 6, 7, 8 Abs. 1, 8a, 9 bis 12 und sinngemäß
auch § 26 Abs. 2 anzuwenden.“

4. § 7 samt Überschrift lautet:

„Heilung von Zustellmängeln

§ 7. Unterlaufen bei der Zustellung Mängel, so gilt sie als in dem Zeitpunkt bewirkt, in dem das
Schriftstück dem von der Behörde angegebenen Empfänger tatsächlich zugekommen ist.“

5. § 9 wird durch folgende Bestimmungen samt Überschrift ersetzt:

„Zustellungsbevollmächtigte

§ 8a. (1) Soweit die Verfahrensvorschriften nicht anderes bestimmen, können die Parteien und
Beteiligten natürliche Personen oder juristische Personen, Personengesellschaften des Handelsrechts und
eingetragene Erwerbsgesellschaften gegenüber der Behörde zur Empfangnahme von Schriftstücken
bevollmächtigen (Zustellungsvollmacht).

(2) Einer natürlichen Person, die keinen Hauptwohnsitz im Inland hat, kann eine Zustellungs-
vollmacht nicht wirksam erteilt werden. Gleiches gilt für eine juristische Person, Personengesellschaft des
Handelsrechts oder eingetragene Erwerbsgesellschaft, wenn diese keinen zur Empfangnahme von
Schriftstücken befugten Vertreter mit Hauptwohnsitz im Inland hat.
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§ 9. (1) Ist ein Zustellungsbevollmächtiger bestellt, so hat die Behörde, soweit gesetzlich nicht
anderes bestimmt ist, diesen als Empfänger zu bezeichnen. Geschieht dies nicht, so gilt die Zustellung als
in dem Zeitpunkt bewirkt, in dem das Schriftstück dem Zustellungsbevollmächtigten tatsächlich
zugekommen ist.

(2) Haben mehrere Parteien oder Beteiligte einen gemeinsamen Zustellungsbevollmächtigten, so gilt
mit der Zustellung einer einzigen Ausfertigung des Schriftstückes an ihn die Zustellung an alle Parteien
oder Beteiligte als bewirkt. Hat eine Partei oder hat ein Beteiligter mehrere Zustellungsbevollmächtigte,
so gilt die Zustellung als bewirkt, sobald sie an einen von ihnen vorgenommen worden ist.

(3) Wird ein Anbringen von mehreren Parteien oder Beteiligten gemeinsam eingebracht und kein
Zustellungsbevollmächtigter namhaft gemacht, so gilt die an erster Stelle genannte Person als
gemeinsamer Zustellungsbevollmächtigter.

(4) § 8 gilt für Zustellungsbevollmächtigte sinngemäß.“

6. Die Überschrift zu § 10 entfällt.

7. Im § 10 wird im ersten Satz der Ausdruck „einen im Inland wohnhaften Zustellungsbevollmächtigten“
durch den Ausdruck „einen Zustellungsbevollmächtigten“, im zweiten Satz der Ausdruck „dieser Auf-
forderung“ durch den Ausdruck „diesem Auftrag“ und im dritten Satz der Ausdruck „Die Aufforderung“
durch den Ausdruck „Der Auftrag“ ersetzt.

8. § 15 Abs. 1 lautet:

„(1) Zustellungen an Soldaten, die Präsenz- oder Ausbildungsdienst leisten, sind durch das
unmittelbar vorgesetzte Kommando vorzunehmen.“

9. § 24 samt Überschrift lautet:

„Unmittelbare Ausfolgung
§ 24. Dem Empfänger können ausgefolgt werden:
1. versandbereite Schriftstücke unmittelbar bei der Behörde;
2. Sendungen, die einer anderen Dienststelle telegraphisch, fernschriftlich, mit Telefax, im Wege

automationsunterstützter Datenübertragung oder in einer anderen technisch möglichen Weise
übermittelt worden sind, unmittelbar bei dieser Dienststelle.

Die Ausfolgung ist von der Behörde (Dienststelle) zu beurkunden. § 22 Abs. 2 und 3 gilt sinngemäß.“

10. § 26 Abs. 2 lautet:

„(2) Ist das Schriftstück der Gemeinde oder dem behördlichen Zusteller übergeben worden, so wird
vermutet, daß die Zustellung am dritten Werktag nach der Übergabe vorgenommen wurde. Im Zweifel hat
die Behörde die Tatsache und den Zeitpunkt der Zustellung von Amts wegen festzustellen. Die Zustellung
gilt als nicht bewirkt, wenn sich ergibt, daß der Empfänger oder dessen Vertreter im Sinne des § 13 Abs. 3
wegen Abwesenheit von der Abgabestelle nicht rechtzeitig vom Zustellvorgang Kenntnis erlangen
konnte, doch wird die Zustellung mit dem der Rückkehr an die Abgabestelle folgenden Tag wirksam.“

11. Nach § 26 wird folgender § 26a eingefügt:

„§ 26a. Im Wege automationsunterstützter Datenübertragung oder in einer anderen technisch
möglichen Weise übermittelte Sendungen gelten als zugestellt, sobald ihre Daten in den elektronischen
Verfügungsbereich des Empfängers gelangt sind. Im Zweifel hat die Behörde die Tatsache und den
Zeitpunkt des Einlangens von Amts wegen festzustellen. Die Zustellung gilt als nicht bewirkt, wenn sich
ergibt, daß der Empfänger oder dessen Vertreter im Sinne des § 13 Abs. 3 wegen Abwesenheit von der
Abgabestelle nicht rechtzeitig vom Zustellvorgang Kenntnis erlangen konnte, doch wird die Zustellung
mit dem der Rückkehr an die Abgabestelle folgenden Tag wirksam.“

12. § 28 wird durch folgende Bestimmungen samt Überschriften ersetzt:

„Verweisungen
§ 28. (1) Verweisungen in den Verfahrensvorschriften auf Bestimmungen, die Angelegenheiten des

Zustellwesens regeln, gelten als Verweisungen auf die entsprechenden Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes.

(2) Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird, sind
diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

Vollziehung

§ 29. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist die Bundesregierung betraut.
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Inkrafttreten

§ 30. § 15 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 158/1998 tritt mit 1. Jänner 1998 in
Kraft. Die §§ 1 Abs. 2, 2a samt Überschrift, 7 samt Überschrift, die Überschrift vor § 8a, die §§ 8a, 9, 10,
24 samt Überschrift, 26 Abs. 2 und 26a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 158/1998 treten
mit 1. Jänner 1999 in Kraft. § 1 Abs. 3, § 1a und die Überschrift zu § 10 treten mit Ablauf des
31. Dezember 1998 außer Kraft.“

Artikel 5

Änderung des Agrarverfahrensgesetzes

Das Agrarverfahrensgesetz, BGBl. Nr. 173/1950, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 901/1993, wird wie folgt geändert:

1. Im § 1 Abs. 2 wird der Ausdruck „§ 51 Abs. 1 und der §§ 51b und 51c“ durch den Ausdruck „§§ 51
Abs. 1 und 51c“ ersetzt.

2. Im § 2 Abs. 2 wird der Ausdruck „AVG. 1950“ durch den Ausdruck „AVG“ ersetzt.

3. Im § 9 Abs. 2 werden die Gliederungsbezeichnungen „a)“ bis „c)“  durch die Ziffernbezeichnungen „1.“
bis „3.“  und in der neu bezeichneten Z 3 das Wort „verwiesen“ durch das Wort „zurückverwiesen“ ersetzt.

4. § 17 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Die §§ 1 Abs. 2, 2 Abs. 2 und 9 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 158/1998
treten mit 1. Jänner 1999 in Kraft.“

Artikel 6

Änderung des Auskunftspflichtgesetzes

Das Auskunftspflichtgesetz, BGBl. Nr. 287/1987, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 357/1990 und 447/1990 wird wie folgt geändert:

1. § 2 erster Satz lautet:

„Jedermann kann schriftlich, mündlich oder telephonisch Auskunftsbegehren anbringen.“

2. Im § 4 wird der Ausdruck „AVG 1950“ durch den Ausdruck „AVG“  ersetzt.

3. Die §§ 4a und 5 werden durch folgende Paragraphen ersetzt:

„§ 5. Auskunftsbegehren und Auskünfte sowie Anträge und Bescheide gemäß § 4, die sich auf
Angelegenheiten der Sicherheitsverwaltung (§ 2 Abs. 2 des Sicherheitspolizeigesetzes, BGBl.
Nr. 566/1991, in der jeweils geltenden Fassung) beziehen, sind von den Stempelgebühren und von den
Bundesverwaltungsabgaben befreit.

§ 6. Soweit nach anderen Bundesgesetzen besondere Auskunftspflichten bestehen, ist dieses
Bundesgesetz nicht anzuwenden.

§ 7. Die §§ 2 erster Satz, 4, 5, 6 und 8 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 158/1998
treten mit 1. Jänner 1999 in Kraft.

§ 8. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist die Bundesregierung betraut.“

Artikel 7

(Grundsatzbestimmung)

Änderung des Auskunftspflicht-Grundsatzgesetzes

Das Auskunftspflicht-Grundsatzgesetz, BGBl. Nr. 286/1987, wird wie folgt geändert:

1. § 4 lautet:

„§ 4. Jedermann kann schriftlich, mündlich oder telephonisch Auskunftsbegehren anbringen.“

2. § 7 wird durch folgende Bestimmungen ersetzt:

„§ 7. (1) Die Ausführungsgesetze zu diesem Bundesgesetz sind binnen sechs Monaten nach dem
Inkrafttreten einer Änderung dieses Bundesgesetzes anzupassen.

(2) Mit der Wahrnehmung der Rechte des Bundes gemäß Art. 15 Abs. 8 des Bundes-
Verfassungsgesetzes ist der Bundeskanzler betraut.

§ 8. Die §§ 4 und 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 158/1998 treten mit 1. Jänner
1999 in Kraft.“
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Artikel 8

Änderung des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985

Das Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985, BGBl. Nr. 10, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. I Nr. 88/1997, wird wie folgt geändert:

1. Im § 27 Abs. 1 erster Satz wird der Ausdruck „eine längere Frist“ durch den Ausdruck „eine kürzere
oder längere Frist“ ersetzt.

2. Im § 48 Abs. 2 Z 1 wird das Wort „Vorlagenaufwand“ durch das Wort „Vorlageaufwand“ ersetzt.

3. Dem § 73 wird die Überschrift „Inkrafttreten“  vorangestellt. Sein bisheriger Text erhält die
Absatzbezeichnung „(1)“;  folgender Abs. 2 wird angefügt:

„(2) § 27 Abs. 1 erster Satz und § 48 Abs. 2 Z 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I
Nr. 158/1998 treten mit 1. Jänner 1999 in Kraft.“

Artikel 9

Änderung der Sicherheitspolizeigesetzes

Das Sicherheitspolizeigesetz, BGBl. Nr. 566/1991, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I
Nr. 112/1997, wird wie folgt geändert:

1. § 88 Abs. 5 entfällt; der bisherige Abs. 6 erhält die Absatzbezeichnung „(5)“.

2. § 94 wird folgender Abs. 8 angefügt:

„(8) Die neue Absatzbezeichnung des bisherigen § 88 Abs. 6 in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. I Nr. 158/1998 tritt mit 1. Jänner 1999 in Kraft. § 88 Abs. 5 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1998
außer Kraft.“

Artikel 10

Änderung des Fremdengesetzes 1997

Das Fremdengesetz 1997, BGBl. I Nr. 75/1997, wird wie folgt geändert:

1. § 73 Abs. 3 lautet:

„(3) Hat der unabhängige Verwaltungssenat dem Beschwerdeführer gemäß § 13 Abs. 3 AVG
aufgetragen, innerhalb bestimmter Frist einen Mangel der Beschwerde zu beheben, so wird der Lauf der
Entscheidungsfrist des Abs. 2 Z 2 bis zur Behebung des Mangels oder bis zum fruchtlosen Ablauf der
Frist gehemmt.“

2. § 111 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) § 73 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 158/1998 tritt mit 1. Jänner 1999 in
Kraft.“

Artikel 11

Änderung des Handelsgesetzbuches

Das Handelsgesetzbuch, dRGBl. S 219/1897, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I
Nr. 114/1997, wird wie folgt geändert:

1. § 17 Abs. 2 lautet:

„(2) Ein Kaufmann kann in Verfahren vor Gerichten oder Verwaltungsbehörden seine Firma als
Parteibezeichnung führen und mit seiner Firma als Partei bezeichnet werden. Dies gilt nicht in
Strafverfahren.“

2. Nach § 905 wird folgender § 906 samt Überschrift angefügt:

„Inkrafttreten

§ 906. § 17 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 158/1998 tritt mit 1. Jänner 1999
in Kraft.“
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Artikel 12

Änderung des Volksanwaltschaftsgesetzes 1982

Das Volksanwaltschaftsgesetz 1982, BGBl. Nr. 433, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I
Nr. 64/1997 wird wie folgt geändert:

1. Der Titel lautet:

„Bundesgesetz über die Volksanwaltschaft (Volksanwaltschaftsgesetz 1982 – VolksanwG)“

2. § 5 lautet:

„§ 5. Im Verfahren vor der Volksanwaltschaft sind die §§ 6, 7, 10, 13, 14, 16, 18 Abs. 1, Abs. 3
zweiter und dritter Satz und Abs. 4 bis 6, 21, 22, 32, 33, 45 Abs. 1 und 2, 46 bis 51, 52, 53, 54, 55 AVG
und das Zustellgesetz, BGBl. Nr. 200/1982, sinngemäß anzuwenden.“

3. Die Überschrift zum III. Abschnitt lautet:

„III. ABSCHNITT

Schlußbestimmungen“

4. § 10 samt Überschrift lautet:

„Verweisungen

§ 10. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen wird,
sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.“

5. Dem § 10 werden folgende §§ 11 und 12 samt Überschriften angefügt:

„Vollziehung

§ 11. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist hinsichtlich des § 9 der Bundesminister für
Finanzen, im übrigen der Bundeskanzler betraut.

Inkrafttreten

§ 12. Der Titel und § 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 158/1998 treten mit 1. Jänner
1999 in Kraft.“

Artikel 13

Änderung des Bundesgesetzes über das Bundesgesetzblatt 1996

Das Bundesgesetz über das Bundesgesetzblatt 1996, BGBl. Nr. 660, wird wie folgt geändert:

1. § 7 Abs. 2 lautet:

„(2) Die für das Bundesgesetzblatt erstellten Daten sind nach Maßgabe der technischen und
dokumentalistischen Möglichkeiten dem Rechtsinformationssystem des Bundes (RIS) zur Verfügung zu
stellen. Die konsolidierte Fassung der Bundesnormendokumentation im RIS und der Inhalt des
Bundesgesetzblattes sind unentgeltlich im Internet bereitzustellen. Im Gegensatz zur gedruckten
Kundmachung im Bundesgesetzblatt enthalten das RIS sowie der im Internet bereitgestellte Inhalt des
Bundesgesetzblattes keine authentischen Daten.“

2. Dem § 8 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) § 7 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 158/1998 tritt mit 1. Jänner 1999 in
Kraft.“

Artikel 14

Änderung des Verlautbarungsgesetzes 1985

Das Verlautbarungsgesetz 1985, BGBl. Nr. 201, wird wie folgt geändert:

1. Der Titel lautet:

„Bundesgesetz über Verlautbarungen in der „Wiener Zeitung“ (Verlautbarungsgesetz 1985 –
VerlautbG)“

2. Nach § 2 wird folgender § 2a eingefügt:

„§ 2a. Der Inhalt des „Amtsblattes zur Wiener Zeitung“ ist unentgeltlich im Internet bereitzustellen.“
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3. § 3 lautet:

„§ 3. Das Bundesgesetz über das Bundesgesetzblatt 1996, BGBl. Nr. 660, bleibt unberührt.“

4. Dem § 4 wird folgender § 5 angefügt:

„Inkrafttreten

§ 5. Der Titel, § 2a und § 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 158/1998 treten mit
1. Jänner 1999 in Kraft.“

Artikel 15

Änderung des Bundesstraßenfinanzierungsgesetzes 1996

Das Bundesstraßenfinanzierungsgesetz 1996, BGBl. Nr. 201, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 113/1997, wird wie folgt geändert:

1. Der bisherige Text des § 13 erhält die Absatzbezeichnung „(1)“; folgender Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Soweit in der Mautordnung bestimmt ist, daß die Zahlung gemäß § 12 Abs. 3 auch in
bestimmten fremden Währungen oder mit Scheck oder Kreditkarte geleistet werden kann, sind die Organe
(Abs. 1) ermächtigt, die Zahlung auch in dieser Form entgegenzunehmen. Wird die Zahlung mit
Kreditkarte geleistet, so ist der mit dem Kreditkartenunternehmen vereinbarte Abschlag von der
Autobahnen- und Schnellstraßen-Finanzierungs-Aktiengesellschaft zu tragen.“

3. § 16 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) § 13 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 158/1998 tritt mit 1. Jänner 1999 in Kraft.“

Klestil

Klima


